
Herrn/Frau                                                                                        6.5.2020
Abgeordnete/n

Mitglied des Deutschen Bundestages

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite
Sehr geehrte Frau Abgeordnete,
sehr geehrter Herr Abgeordneter,

entgegen der Äußerung von Herrn Minister Spahn vor wenigen Tagen, dass eine Impfpflicht nicht notwendig sei, wurde nun von der Bundesregierung der im Betreff genannte Gesetzentwurf vorgelegt, der u.a. in § 22 Abs.5 die Einführung einer sog. Impf- und Immunitätsdokumentation vorsieht.
Zudem soll § 28 IfSG wie folgt geändert werden:
.

…20. § 28 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 werden die folgenden Sätze eingefügt:
  „Bei der Anordnung und Durchführung von Schutzmaßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 ist in angemessener Weise zu berücksichtigen, ob und inwieweit eine Person, die eine bestimmte übertragbare Krankheit, derentwegen die Schutzmaß-nahmen getroffen werden, nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft wegen eines bestehenden Impfschutzes oder einer bestehenden Immunität nicht o-der nicht mehr übertragen kann, von der Maßnahme ganz oder teilweise ausge-nommen werden kann, ohne dass der Zweck der Maßnahme gefährdet wird. So-weit von individualbezogenen Maßnahmen abgesehen werden soll oder Ausnahmen allgemein vorgesehen werden, hat die betroffene Person durch eine Impf- oder Immunitätsdokumentation nach § 22 oder ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, dass sie die bestimmte übertragbare Krankheit nicht oder nicht mehr übertragen kann.““…
Danach kann eine Person, die den Nachweis eines bestehenden Impfschutzes oder. einer Immunität führt, von Schutzmaßnahmen, d.h. im Klartext von Grundrechteinschränkungen ausgenommen werden. Das „Wiederaufleben“ der Grundrechte würde praktisch nur für diesen Personenkreis hergestellt und würde somit den Personen mit Immunität/Impfung mehr Grundrechte einräumen als der anderen Gruppe.

Durch diese Regelung werden elementare Bestimmungen unseres Grundgesetzes für Teile der Bevölkerung quasi außer Kraft gesetzt.
Der Gesetzentwurf verkennt vollständig, dass Grundrechte Freiheits-oder Gleichheitsrechte von Verfassungsrang darstellen, die das Individuum unveräußerlich und dauerhaft gegenüber dem Staat besitzt.  

Damit würde de facto eine neue Zweiklassengesellschaft eingeführt, unsere ohnehin schon sehr fragile Gesellschaft würde weiter gespalten in die Gruppe der Geimpften/Immunisierten mit Grundrechtsschutz und die der Nicht-Geimpften mit Grundrechtsbeschränkungen.
Ist das wirklich gewollt, wollen Sie zukünftig so leben?

Wurde zu dieser für uns als Gesellschaft so bedeutsamen Frage der Ethikrat gehört, liegt seine Stellungnahme hierzu vor? Dies gilt ebenso für die Anhörung des wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages.  

Wurde bedacht, dass die Frage der Immunisierung wissenschaftlich nicht geklärt ist?

Wurde ferner bedacht, dass wir durch diese geplante Regelung mittelbar gezwungen werden, um unser bisher gewohntes Leben wieder aufnehmen zu können, eine Impfung mit Impfstoffen, die aufgrund der Eilbedürftigkeit an den etablierten Sicherheitsstandards der Impfstoffentwicklung vorbei (sog. Fast-track-Zulassung) entwickelt werden, durchzuführen?

Die dabei möglichen, unvorhersehbaren, gesundheitlichen Folgen für den Betroffenen würden billigend in Kauf genommen werden. Hierbei muss an die schweren Nebenwirkungen des in 2009 verwendeten Impfstoffes gegen die Schweinegrippe erinnert werden.

Daneben beinhaltet der Entwurf die Erlaubnis zu einer beispiellosen, umfassenden Weitergabe und Digitalisierung von höchst persönlichen, sensiblen Daten.
Gesundheitsdaten sind ganz besonders zu schützen, was im Gesetzentwurf keine Berücksichtigung findet. 

Herr Minister Spahn hat am Montagabend verkündet, dass die entsprechenden Passagen aus dem Gesetzentwurf vorerst gestrichen werden sollen, damit wir als Gesellschaft die Thematik in Ruhe abwägen und debattieren können.

Diese Initiative begrüße ich sehr.

Trotzdem möchte ich meine oben skizzierten Bedenken aufrecht erhalten und an Sie als Mensch und verantwortungsvollen Mandatsträger des Deutschen Bundestages appellieren, sich dafür einzusetzen, dass derartige oder ähnliche Regelungen wegen der weitreichenden Folgen für Freiheit, Leib und Leben des Einzelnen und unsere Gesellschaft auch zukünftig gesetzlich nicht umgesetzt werden.
In Erwartung Ihrer geschätzten Antwort!
Mit freundlichen Grüßen


